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Abkürzungsverzeichnis

Die Abkürzungen entsprechen Kirchner, Hildebert/Pannier, Dietrich, Abkürzungs-
verzeichnis der Rechtssprache, 10. Auflage, 2021.



A. Einführung in die Problemstellung

I. Einleitendes zur Grundsteuerreform 2019

Als das Bundesverfassungsgericht am 10.04.20181 die Verfassungswidrig-
keit der Vorschriften der Einheitsbewertung des Grundvermögens für Zwecke 
der Grundsteuer feststellte, dürften nur die wenigsten überrascht gewesen 
sein, war zumindest die Gleichheitswidrigkeit dieser Bewertungsregelungen 
doch spätestens seit den Einheitswertbeschlüssen2 des Bundesverfassungs
gerichts zur Vermögen- sowie Erbschaft- und Schenkungsteuer aus dem 
Jahr 1995 nahezu einhellige Auffassung.3 Aufgegeben wurde dem Gesetzge-
ber seitens des Bundesverfassungsgerichts eine Neuregelung der für verfas-
sungswidrig befundenen Normen des Bewertungsgesetzes bis spätestens zum 
31.12.2019, sollte die Grundsteuer den Gemeinden auch nach diesem Stich-
tag weiterhin erhalten bleiben.4 Die verfassungswidrigen Normen der Ein-
heitsbewertung könnten dann für weitere fünf Jahre ab der Verkündung, 
längstens jedoch bis zum 31.12.2024, fortwährend angewandt werden.5

Der bisher fehlende Reformdruck im Bereich des Grundsteuerrechts war 
höchstrichterlich geschaffen, die Grundsteuer in den Fokus der Öffentlichkeit 
geraten, der lange Zeit grundsteuerrechtlich insoweit reformuntätige Bundes-
gesetzgeber musste fristgerecht tätig werden, wollte er den Gemeinden eine 
ihrer wichtigsten und zugleich konjunkturunabhängigen Steuerquellen dauer-
haft erhalten. Mit einem Aufkommen von ca.  14,5  Milliarden Euro ist die 
Grundsteuer für die Gemeinden als ihre – nach der Gewerbesteuer und dem 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer  – drittgrößte Einnahmequelle, de-
ren Aufkommen sie zugleich über ihre Hebesatzautonomie (vgl. Art. 106 
Abs. 6 S. 2 GG) beeinflussen können, von erheblicher finanzieller Bedeu-

1  BVerfG v. 10.04.2018, 1 BvL 11/14, BVerfGE 148, 147.
2  BVerfG v.  22.06.1995, 2  BvL 37/91, BVerfGE  93, 121 (Vermögensteuer); 

v. 22.06.1995, 2 BvR 552/91, BVerfGE 93, 165 (Erbschaft- und Schenkungsteuer).
3  Wolf, DStR  1993, 541 (543, 546); Drosdzol, DStZ  1999, 831 (832); Eisele, 

DStZ 2003, 834 (834 f.); Balke, ZSteu 2005, 322; in den 90er Jahren bereits Uelner, 
DStJG 7 (1984), 275 (283 ff.) sowie Kruse, BB 1989, 1349 (1351).

4  Für mit dem allgemeinen Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG unvereinbar be-
funden wurden die §§ 19, 20, 21, 22, 23, 27, 76, 79 Abs. 5, 93 Abs. 1 S. 2 BewG; 
BVerfG v. 10.04.2018, 1 BvL 11/14, BVerfGE 148, 147 Leitsatz 1.

5  BVerfG v. 10.04.2018, 1 BvL 11/14, BVerfGE 148, 147 Rn. 169.
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tung.6 Aufgrund der vor allem kommunalen Wichtigkeit der Grundsteuer 
verwundert es kaum, dass der Bundesgesetzgeber im Nachgang der Entschei-
dung bis zum Ende des Jahres 2019 sodann tätig geworden ist. Eine Abschaf-
fung der Grundsteuer stand nie ernsthaft zur Debatte und ist in Zukunft nicht 
zu erwarten.7 Auch diese Steuerreform soll sich nach der Vorstellung des 
Bundes- und der Landesgesetzgeber aufkommensneutral gestalten.8 Ob dies 
letztlich gelingt, hängt am Ende jedoch von den Gemeinden und ihrer Hebe
satzgestaltung ab. Bei verkehrswertabhängigen Grundsteuermodellen führen 
Verkehrswertsteigerungen, soweit sie näherungsweise im jeweiligen Grund-
besitzwert abgebildet werden, gleichwohl über die Zeit zu automatischen 
Steigerungen der nominalen Grundsteuerbelastung. Verkehrswertunabhängige 
Modelle kennen einen solchen Automatismus zwar nicht, dennoch erscheint 
es naheliegend, dass dann die Gemeinden ihre Hebesätze entsprechend erhö-
hen werden. Damit geht letztlich vor allem eine abweichende politische 
Rechtfertigungslast einher.

Im Zuge dieser Reform wurde auf der Verfassungsebene nicht nur eine 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes in Art. 105 Abs. 2 S. 1 
GG für die Grundsteuer ausdrücklich verankert, hiermit korrespondiert nun-
mehr eine Abweichungsbefugnis zugunsten der Länder (Art. 72 Abs. 3 S. 1 
Nr. 7 GG), um einerseits die zuvor andauernde Ungewissheit über den Um-
fang der Gesetzgebungskompetenz des Bundes für eine umfassende Grund-
steuerreform durch Verfassungsänderung letztverbindlich zu klären, anderer-
seits den Ländern die Möglichkeit zu umfassendem eigenem Grundsteuer-
recht einzuräumen.9 Einfach-rechtlich wurden sowohl die §§ 218 ff. BewG 
neugeschaffen sowie (einige wenige) Vorschriften des Grundsteuergesetzes 
geändert und mit § 25 Abs. 5 GrStG die sog. Grundsteuer C mit dem Ziel der 
Baulandmobilisierung durch die Möglichkeit eines erhöhten kommunalen 
Hebesatzes eingeführt.10 Die erste Hauptfeststellung der neuen Grundsteuer-

6  BT-Drs.  19/11085, 80; vgl. zudem die Übersicht bei Zimmermann/Schilling, 
KommJur 2022, 1 (2).

7  Hierfür in der Vergangenheit unter anderem Schneider/Vieregge, Die Grundsteuer 
in der Finanzreform, S. 94 f.; Neumark, Grundsätze gerechter und ökonomisch ratio-
naler Steuerpolitik, S. 392; Strunk, StuW  1980, 51 (53); Kruse, BB  1989, 1349 
(1353); Kruse, BB 1996, 717 (720); Tipke, StRO II, 965; Leuchtenberg, DStZ 2006, 
36; Schulemann, Reform der Grundsteuer, S. 16 f.; P.  Kirchhof, Bundessteuergesetz-
buch, § 2 Rn. 35 f.

8  BT-Drs.  19/11085, 4; BWLT-Drs.  16/8907, 48; BYLT-Drs.  18/15755, 10; 
HmbBü-Drs. 22/3583, 7; HLT-Drs. 20/6379, 3; NdsLT-Drs. 18/8995, 11.

9  Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel  72, 105 und 125 b), BGBl. I 
2019, 1546; Einzelheiten zur alten Kompetenzumfangsungewissheit unter B.III.1.

10  Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts, BGBl. I 2019, 
1794; Gesetz zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von baureifen 
Grundstücken für die Bebauung, BGBl. I 2019, 1875.
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werte auf Bundesebene ist auf den 01.01.2022 datiert, die erste Hauptveran-
lagung erfolgt auf den 01.01.2025.11 Aufgrund der Abweichungsbefugnis 
zugunsten der Länder können diese jedoch eigene Grundsteuermodelle ein-
führen. Hiervon haben insgesamt sieben Länder mittlerweile Gebrauch ge-
macht und solche – von den bundesgesetzlichen Regelungen unterschiedlich 
stark abweichende  – Regelungskonzepte erlassen.12 Die Grundsteuerreform 
spielt sich daher auf beiden föderalen Ebenen des Staatsaufbaus ab. Auf-
grund der Übergangsregelung in Art. 125 b Abs. 3 GG gilt diese Vorrang
regelung zugunsten der Ländermodelle für die Erhebung jedoch frühestens 
ebenfalls ab dem 01.01.2025, nimmt ihnen gleichwohl nicht die Möglichkeit, 
bereits vorher eigene Grundsteuermodelle zu verabschieden.13 

Die nunmehr neugeschaffenen Grundsteuer- und Bewertungsregelungen 
auf Bundes- und Länderebene werden dabei sicher nicht das Ende einer be-
reits lange währenden Diskussion um die Reformbedürftigkeit des Grund-
steuerrechts sein und wie dieses konkret ausgestaltet werden muss, um nicht 
in Zukunft dem erneuten Einwand der Verfassungswidrigkeit ausgesetzt zu 
sein.14 Und zuletzt werden wieder die Verfassungsgerichte abschließend über 
die jeweiligen Grundsteuermodelle entscheiden (müssen).15 

Weiterhin darf im Rahmen einer verfassungsrechtlichen Analyse der 
Grundsteuerreform der Einfluss moderner Techniken nicht unbeachtet blei-
ben. Denn auch im Steuerrecht ist die Digitalisierung eines der Schlagworte 
des 21. Jahrhunderts. Finanzverwaltung wie Steuergesetzgeber können sich 
dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandel nicht entziehen und se-
hen sich hierdurch mit immer neuen Herausforderungen konfrontiert: Einer-
seits müssen im Grundsteuerrecht – als sog. Massenfallrecht – etwa 36 Mil-
lionen16 wirtschaftliche Einheiten auf Bundesebene periodisch bewertet 
werden (können), andererseits bleibt die Finanzverwaltung ebenfalls vom 

11  § 266 Abs. 1 BewG, § 36 GrStG; dies gilt für die Landesgrundsteuermodelle 
entsprechend.

12  Zu den einzelnen Landesmodellen eingehend unter B.II.3.
13  Kritisch zum „Erhebungsverbot“ vor dem 01.01.2025 Hey, ZG 2019, 297 (302) 

sowie Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 72 Rn. 234 e (Stand: 03/2020).
14  Beispielhaft für eine nicht überzeugende Annahme der Verfassungskonformität 

allein aufgrund der gesetzgeberischen Verantwortung Zimmermann/Schilling, Komm-
Jur 2022, 41 (44); siehe überblickshaft zu den vorgebrachten Einwänden Bräutigam/
Weber, DStR 2023, 739 (740 ff.).

15  Siehe dazu bisher auch die bereits unzulässige Verfassungsbeschwerde vor dem 
VerfGH Baden-Württemberg, Beschluss v. 30.04.2021, 1 VB 54/21; zu den Popular-
klagen gegen das BayGrStG auch Drüen, BayVbl. 2023, 253 (254).

16  Hiervon geht der Gesetzgeber aus, davon entfallen ca.  32  Millionen auf das 
Grundvermögen, s. BT-Drs. 19/11085, 3, 107; zu dem jeweils auf die Länder entfal-
lenden Anteil des Grundvermögens siehe bei den Landesgrundsteuermodellen unter 
B.II.3.


